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Anlage 1 - Regelungen der Länder 

Stand: 26. Januar 2021 

1. Regelungen in Thüringen  

mit Sonderregelungen mit Wirkung vom 26.01.2021 bis 14.02.2021 

1. Zweite Thüringer Verordnung über grundlegende Infektionsschutzregeln zur Eindämmung der 

Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 (Zweite Thüringer SARS-CoV-2-Infektionsschutz-

Grundverordnung) 

Vom 7. Juli 2020, zuletzt geändert durch Verordnung vom 25. Januar 2021. 

[…] 

§ 3 

Allgemeine Infektionsschutzregeln 

(1) Unbeschadet der weiteren Bestimmungen dieser Verordnung gelten die allgemeinen Infektionsschutzregeln 

jeweils für öffentliche, frei oder gegen Entgelt zugängliche Veranstaltungen sowie jeweils mit Publikumsverkehr für 

Geschäfte, Betriebe und kulturelle Einrichtungen. Satz 1 gilt entsprechend für Wohnheime, Sammel- oder Gemein-

schaftsunterkünfte. In den Fällen des Satzes 1 ist ein Infektionsschutzkonzept nach § 5 Abs. 1 zu erstellen. Beson-

dere infektionsschutzrechtliche Bestimmungen für Einrichtungen nach § 36 IfSG bleiben unberührt. 

(2) Durch die nach § 5 Abs. 2 verantwortliche Person sind die Empfehlungen des Robert Koch-Instituts, die arbeits-

schutzrechtlichen Vorgaben sowie weitere einschlägige Infektionsschutzregeln insbesondere für Personal, Kun-

den, Nutzer, Besucher, Bewohner und Gäste einzuhalten und umzusetzen. Ziel ist die Reduzierung von Kontakten, 

der Schutz vor Infektionen durch Tröpfchen und Aerosole sowie die möglichst weitgehende Vermeidung von 

Schmierinfektionen über Vehikel und Gegenstände. Dies soll durch die Einhaltung des Mindestabstands nach § 1 

Abs. 1, insbesondere durch die Anbringung von Warnhinweisen, Wegweisern, Bodenmarkierungen und durchsich-

tigen Abschirmungen, Maßnahmen zur Sicherstellung der Frischluftzufuhr sowie ein verstärktes Reinigungs- und 

Desinfektionsregime erfolgen. Eine Steuerung und Begrenzung des Zu- und Abgangs ist erforderlich. 

(3) Zusätzlich zu den Infektionsschutzregeln nach Absatz 2 ist Folgendes durch die verantwortliche Person nach 

§ 5 Abs. 2 sicherzustellen: 

 1. der Ausschluss von Personen mit erkennbaren Symptomen einer COVID-19-Erkrankung, insbesondere 

akuter Verlust des Geschmacks- oder Geruchssinns, Atemnot oder Fieber im Zusammenhang mit neu 

aufgetretenem Husten, 

 2. die Ausstattung der Örtlichkeit der Zusammenkunft oder des Standorts mit ausreichenden Möglichkeiten 

zur guten Belüftung, 

 3. eine aktive und geeignete Information der anwesenden Personen über allgemeine Schutzmaßnahmen, 

insbesondere Händehygiene, Abstand halten, Rücksichtnahme auf Risikogruppen sowie Husten- und Nie-

setikette, und das Hinwirken auf deren Einhaltung, 

 4. die Einhaltung des jeweiligen Infektionsschutzkonzepts nach § 5 Abs. 1. 

[…] 
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§ 4 

Besondere Infektionsschutzregeln 

Ergänzend zu den Infektionsschutzregeln nach § 3 müssen die jeweils verantwortlichen Personen nach § 5 Abs. 2 

in Bereichen mit Publikumsverkehr 

 1. sicherstellen, dass anwesende Personen durch gut sichtbare Aushänge und wo geeignet durch regelmä-

ßige Durchsagen über die Infektionsschutzregeln nach § 3 Abs. 2 und 3 informiert werden, 

 2. sicherstellen, dass in den Fällen des § 6 Abs. 1 und 2 nur solchen Personen Zutritt und Aufenthalt zu 

gewähren ist, die eine Mund-Nasen-Bedeckung nach Maßgabe des § 6 tragen, 

 3. in Zugangs-, Abgangs- und Wartebereichen, insbesondere an Kassen und Warenausgaben, gut sichtbare 

Abstandsmarkierungen anbringen, 

 4. Ansammlungen, insbesondere Gruppenbildungen und Warteschlangen, verhindern, bei denen der Min-

destabstand nach § 1 nicht eingehalten wird, 

 5. die Beachtung der Infektionsschutzregeln ständig überprüfen und bei Zuwiderhandlungen unverzüglich 

Hausverbote aussprechen. 

§ 5  

Infektionsschutzkonzepte, verantwortliche Person 

(1) Die verantwortliche Person nach Absatz 2 erstellt ein schriftliches Infektionsschutzkonzept, in dem die Einhal-

tung der Infektionsschutzregeln nach § 3 Abs. 2 und 4 konkretisiert und dokumentiert wird. Das Infektionsschutz-

konzept ist von der verantwortlichen Person nach Absatz 2 vorzuhalten und auf Verlangen der nach § 12 Abs. 1 

zuständigen Behörde vorzulegen. 

(2) Verantwortlich für die Erstellung, das Vorhalten und die Vorlage des Infektionsschutzkonzeptes nach Absatz 1 

Satz 1 ist der Veranstalter, Leiter, Betriebsinhaber, Geschäftsführer, Vorstand, Vereinsvorsitzende, zuständige 

Amtsträger oder eine andere Person, der die rechtliche Verantwortung obliegt oder die die tatsächliche Kontrolle 

ausübt oder damit beauftragt ist (verantwortliche Person). 

(3) Infektionsschutzkonzepte müssen mindestens Folgendes enthalten: 

 1.  die Kontaktdaten der verantwortlichen Person nach Absatz 2, 

 2.  Angaben zur genutzten Raumgröße in Gebäuden, 

 3.  Angaben zur begehbaren Grundstücksflächen unter freiem Himmel, 

 4.  Angaben zur raumlufttechnischen Ausstattung, 

 5.  Maßnahmen zur regelmäßigen Be- und Entlüftung, 

 6.  Maßnahmen zur weitgehenden Gewährleistung des Mindestabstands nach § 1 Abs. 1, 

 7.  Maßnahmen zur angemessenen Beschränkung des Publikumsverkehrs, 

 8.  Maßnahmen zur Einhaltung der Infektionsschutzregeln nach § 3 Abs. 2 und 3 sowie § 4, 
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 9.  Maßnahmen zur Sicherstellung des spezifischen Schutzes der Arbeitnehmer im Ergebnis der Gefähr-

dungsbeurteilung nach § 5 des Arbeitsschutzgesetzes vom 7. August 1996 (BGBl. I S. 1246) in der jeweils 

geltenden Fassung. 

(4) Weitere Festlegungen zur Ausgestaltung der Infektionsschutzkonzepte, für geeignete Fallgruppen auch in Form 

von Musterinfektionsschutzkonzepten, bleiben der obersten Gesundheitsbehörde oder den obersten Landesbehör-

den jeweils im Rahmen ihrer Zuständigkeiten im Einvernehmen mit der obersten Gesundheitsbehörde vorbehalten. 

(5) Infektionsschutzkonzepte für kulturelle Veranstaltungen wie Konzerte, Orchester- und Theateraufführungen, 

Lesungen und Kinos, die öffentlich, frei oder gegen Entgelt zugänglich sind und nicht unter das Verbot nach § 7 

Abs. 1 fallen, berücksichtigen zusätzlich 

 1. einen kontrollierbaren Zu- und Abgang und 

 2. eine Teilnahme ausschließlich auf Sitzplätzen. 

Es sind geeignete Maßnahmen vorzusehen, die die Einhaltung des Mindestabstands nach § 1 zwischen Personen 

in alle Richtungen sicherstellen. 

[…] 

§ 7 

Durchführung von Veranstaltungen, Dienstleistungen, Anzeigepflichten bei privaten Veranstaltungen 

(1) Mit Erlaubnis der nach § 12 Abs. 1 zuständigen Behörde können durchgeführt werden: 

 1. Volks-, Dorf-, Stadt-, Schützen- oder Weinfeste, Kirmes, Festivals und ähnliche, öffentliche, frei oder ge-

gen Entgelt zugängliche Veranstaltungen, jeweils auch mit Fahrgeschäften oder mit Tanzbestandteilen im 

Sinne des Absatzes 2 Satz 1 Nr. 1 bis 3, 

2.  Tanzveranstaltungen mit Zuschauern, die nicht unter Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 bis 3 fallen, sowie 

3.    Sportveranstaltungen, soweit es sich nicht um eine Veranstaltung im Rahmen des organisierten Sportbe-

triebs nach einer vom Ministerium für Bildung, Jugend und Sport nach § 7 Abs. 2 ThürIfSGZustVO erlas-

senen Verordnung handelt. 

Die zuständige Behörde kann Auflagen erteilen. Die Erlaubnis ist zu versagen, wenn die Veranstaltung nach Satz 1 

insbesondere nach ihrem Gesamtgepräge, ihrer Organisation, dem geplanten Ablauf, der Dauer, der Anzahl der 

erwarteten Teilnehmer, der Art und der auch überregionalen Herkunft der zu erwartenden Teilnehmer oder nach 

den räumlichen und belüftungstechnischen Verhältnissen am Veranstaltungsort unter besonderer Berücksichti-

gung des aktuellen SARS-CoV-2-Infektionsgeschehens am Veranstaltungsort in besonderem Maße geeignet ist, 

die Ausbreitung des Coronavirus SARS-CoV-2 zu fördern. Spätestens eine Woche vor Veranstaltungsbeginn ist 

die Erlaubnis bei der zuständigen Behörde zu beantragen.  

[…] 

(3) Die verantwortliche Person nach § 5 Abs. 2 hat der nach § 12 Abs. 1 zuständigen Behörde nicht öffentliche 

Veranstaltungen sowie private oder familiäre Feiern 

 1. in geschlossenen Räumen mit mehr als 30 Personen oder 

 2. unter freiem Himmel mit mehr als 75 Personen 
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mindestens zwei Werktage vor Veranstaltungsbeginn anzuzeigen. Zur Vermeidung der Förderung des SARS-CoV-

2-Infektionsgeschehens sind geeignete Infektionsschutzvorkehrungen durch die verantwortliche Person nach § 5 

Abs. 2 zu veranlassen. Dies schließt geeignete Maßnahmen zur Nachvollziehbarkeit der teilnehmenden Personen 

zur Feststellung von Infektionsketten ein. Die Sätze 2 und 3 gelten auch für Veranstaltungen nach Satz 1 in Gast-

stätten im Sinne des Thüringer Gaststättengesetzes. 

§ 8 

Infektionsschutz bei Versammlungen, bei religiösen, parteipolitischen, amtlichen und betrieblichen Ver-

anstaltungen, Anzeigepflicht  

(1) § 3 Abs. 2 und 3 sowie die §§ 4 und 5 Abs. 1 bis 4 gelten auch für 

[…] 

 2. religiösen oder weltanschaulichen Zwecken im Sinne von Artikel 39 und Artikel 40 der Verfassung des 

Freistaats Thüringen dienende Veranstaltungen oder Zusammenkünfte und 

[…] 

§ 3 Abs. 4 findet keine Anwendung. 

(2) § 3 Abs. 2 und 3 Satz 1 Nr. 1 bis 3 sowie § 4 gelten auch für 

 1. dienstliche, amtliche und kommunale Veranstaltungen, Sitzungen und Beratungen in Behörden, Dienst-

stellen und Gerichten des Bundes und der Länder sowie Behörden und Dienststellen öffentlich-rechtlicher 

Körperschaften, Anstalten und Stiftungen sowie sonstige Stellen und Einrichtungen, die öffentlich-rechtli-

che Aufgaben wahrnehmen, einschließlich der erforderlichen Aus-, Fort- und Weiterbildung, 

 2. Sitzungen und Beratungen in den Kommunen und ihren Verbänden, 

 3. die Vorbereitung und Durchführung der Wahlen nach den jeweiligen Wahlrechtsvorschriften, insbesondere 

für Sitzungen der Wahlausschüsse und Aufstellungsversammlungen, 

 4. Sitzungen und Beratungen von Mitarbeitervertretungen, Gewerkschaften und Berufsverbände sowie 

 5. berufliche und betriebliche Veranstaltungen, Sitzungen und Beratungen.  

§ 3 Abs. 3 Satz 2 Nr. 4 und Abs. 4 sowie § 5 finden keine Anwendung. 

(3) Die Anzeigepflicht nach § 7 Abs. 3 Satz 1 gilt für öffentliche und nicht öffentliche 

 1. Versammlungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1, soweit sie in geschlossenen Räumen stattfinden, und 

 2. Veranstaltungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 3. 

Für die weiteren in Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 genannten Versammlungen, Veranstaltungen, Sitzungen 

und Beratungen besteht keine Anzeigepflicht. 
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§ 9 

Vorsorge- und Rehabilitationseinrichtungen, stationäre Einrichtungen der Pflege, besondere Wohnfor-

men für Menschen mit Behinderungen in der Eingliederungshilfe nach dem Thüringer Wohn- und Teilha-

begesetz sowie Tagespflegeeinrichtungen 

[…] 

(6) Die Vorgaben und Beschränkungen nach den Absätzen 2 bis 5 gelten nicht für medizinische, therapeutische, 

rechtsberatende, palliative beziehungsweise sterbegleitende, seelsorgerisch oder ethisch-sozial angezeigte Besu-

che vorbehaltlich weitergehender Beschränkungen durch die nach § 12 Abs. 1 zuständige Behörde. Die Zutritts-

rechte für Seelsorger und Urkundspersonen sind entsprechend § 30 Abs. 4 Satz 2 IfSG in jedem Fall zu gewähr-

leisten. Satz 1 gilt entsprechend für Betreuer sowie für die Vornahme erforderlicher gerichtlicher Amtshandlungen 

einschließlich des Anwesenheitsrechts von Verfahrensbeiständen sowie sonstigen Verfahrensbeteiligten 

§ 9a 

Krankenhäuser 

[…] 

(3) § 9 Abs. 6 gilt entsprechend. 

2. Dritte Thüringer SARS-CoV-2-Sondereindämmungsmaßnahmenverordnung 

Vom 14. Dezember 2020, zuletzt geändert am 25.1.2021. 

[…] 

§ 2 

Grundsatz 

Jede Person ist angehalten, die physisch-sozialen Kontakte zu anderen Personen außer zu den Angehörigen des 

eigenen Haushalts und Personen, für die ein Sorge- oder Umgangsrecht besteht, auf ein absolut nötiges Minimum 

zu reduzieren. Die Anzahl der Haushalte, aus denen die Kontaktpersonen stammen, sollen möglichst konstant und 

gering gehalten werden. Damit verbunden ist ein dringender Appell an die Thüringer Wirtschaft, auf alle betriebli-

chen Aktivitäten zu verzichten, die derzeit nicht unabweisbar sind und dort wo es möglich ist, mit Instrumenten wie 

Betriebsrevisionen oder dem Vorziehen von Betriebsurlaub sowie der Gewährung der Tätigkeiten in Heimarbeit 

oder mobilem Arbeiten, die Pandemiebewältigung zu unterstützen. 

§ 3 

Kontaktbeschränkungen 

(1) Der gemeinsame Aufenthalt ist nur gestattet 

 1. mit den Angehörigen des eigenen Haushalts und Personen, für die ein Sorge- oder Umgangsrecht besteht, 

sowie 

 2. zusätzlich einer haushaltsfremden Person. 
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Abweichend von Satz 1 ist der gemeinsame Aufenthalt in fest organisierten, nicht geschäftsmäßigen und unent-

geltlichen Betreuungsgemeinschaften zulässig, wenn die zu betreuenden Kinder das sechste Lebensjahr noch 

nicht vollendet haben und nur Kinder aus höchstens zwei Haushalten betreut werden. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für 

 1. die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder der Daseinsfür- und vorsorge, 

 2. Versammlungen, Veranstaltungen, Zusammenkünfte, Sitzungen und Beratungen nach den §§ 6a bis 6c 

dieser Verordnung und § 8 Abs. 1 und 2 2.ThürSARS-CoV-2-IfS-GrundVO, 

 3. berufliche und amtliche Tätigkeiten, Lehrgänge und Maßnahmen nach § 9b Abs. 2 sowie die erforderliche 

Bewirtschaftung landwirtschaftlicher und forstwirtschaftlicher Flächen einschließlich erforderlicher 

Jagdausübung, 

[…] 

 6. Beerdigungen und standesamtliche Eheschließungen, solange dabei eine Gesamtzahl von insgesamt 

höchstens 15 Personen nicht überschritten wird, 

 7. Gruppen einer Einrichtung nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 ThürSARS-CoV-2-KiJuSSp-VO oder eines 

Angebotes nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 ThürSARS-CoV-2-KiJuSSp-VO sowie 

[…] 

§ 3b 

Ausgangsbeschränkung 

(1) Das Verlassen der Wohnung oder Unterkunft ist in der Zeit von 22 Uhr bis 5 Uhr des Folgetages ohne triftigen 

Grund untersagt. 

(2) Triftige Gründe im Sinne des Absatzes 1 sind insbesondere: 

 […] 

 2. die notwendige Pflege und Unterstützung kranker oder hilfsbedürftiger Menschen sowie die notwendige 

Fürsorge für minderjährige Menschen, 

 3. die Begleitung sterbender Menschen und von Personen in akut lebensbedrohlichen Zuständen, 

 […] 

 7. die Ausübung beruflicher Tätigkeiten und kommunalpolitischer Funktionen einschließlich des hierfür erfor-

derlichen Weges zur Notbetreuung nach § 10b Abs. 1, 

 […] 

 12. die Teilnahme an besonderen religiösen Zusammenkünften anlässlich hoher Feiertage, 

(3) Wird der Inzidenzwert von 200 Neuinfektionen auf 100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen in Thüringen 

an fünf aufeinanderfolgenden Tagen unterschritten, können die unteren Gesundheitsbehörden von den Ausgangs-

beschränkungen abweichende Allgemeinverfügungen erlassen, wenn der Inzidenzwert von 200 Neuinfektionen auf 

100 000 Einwohner innerhalb von sieben Tagen örtlichen Zuständigkeitsbereich eines Landkreises oder einer kreis-

freien Stadt an fünf aufeinanderfolgenden Tagen unterschritten wird und die Ausgangsbeschränkung nicht weiterhin 
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zur Bekämpfung der COVID-19-Pandemie erforderlich ist. Maßgeblich für den Inzidenzwert nach Satz 1 sind die 

veröffentlichten Zahlen des tagesaktuellen Lageberichts des Robert Koch-Instituts. 

[…] 

§ 5 

Erweiterte Pflicht zur Verwendung einer Mund-Nasen-Bedeckung 

(1) Ergänzend zu § 6 Abs. 1 und 2 2. ThürSARS-CoV-2-IfS-GrundVO gilt die Verpflichtung zur Verwendung einer 

Mund-Nasen-Bedeckung auch 

 1. in allen geschlossenen Räumen, die öffentlich zugänglich sind oder bei denen Besuchs- und Kundenver-

kehr (Publikumsverkehr) besteht, 

 2. an allen nach Satz 2 festgelegten und gekennzeichneten Orten mit Publikumsverkehr in Innenstädten und 

in der Öffentlichkeit unter freiem Himmel, an denen sich Personen entweder auf engem Raum oder nicht 

nur vorübergehend aufhalten, 

 3. vor Einzelhandelsgeschäften und auf Parkplätzen, 

 4. in Arbeits-, Dienst- und Betriebsstätten; dies gilt nicht am Arbeitsplatz, sofern  

 a) der Mindestabstand nach § 1 Abs. 1 2. ThürSARS-CoV-2-IfS-GrundVO sicher eingehalten wer-

den kann und in geschlossenen Räumen eine Mindestfläche von 10 m² für jede im Raum befind-

liche Person nicht unterschritten wird oder 

 b) die Art der Tätigkeit das Tragen einer Mund-Nasen-Bedeckung nicht zulässt, 

 5. bei Versammlungen nach § 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 2. ThürSARS-CoV-2-IfS-GrundVO, 

 6. bei Veranstaltungen und Zusammenkünften zu religiösen und weltanschaulichen Zwecken nach § 8 Abs. 

1 Satz 1 Nr. 2 2. ThürSARS-CoV-2-IfS-GrundVO und 

 […] 

Die zuständigen Behörden nach § 2 Abs. 3 ThürIfSGZustVO legen die Orte nach Satz 1 Nr. 2 fest und kennzeich-

nen diese. Über den § 10a Abs. 3 hinausgehende Regelungen zur Verwendung einer Mund-Nasen-Bedeckung 

bleiben für die Einrichtungen und Angebote nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 4 ThürSARS-CoV-2-KiJuSSp-VO den 

gesonderten Anordnungen des für Bildung zuständigen Ministeriums vorbehalten. 

(2) Personen ab dem vollendeten 15. Lebensjahr haben eine qualifizierte Mund-Nasen-Bedeckung zu verwenden: 

 1. bei Veranstaltungen und Zusammenkünften zu religiösen und weltanschaulichen Zwecken nach § 8 Abs. 

1 Satz 1 Nr. 2 2. ThürSARS-CoV-2-IfS-GrundVO, 

[…] 

Satz 1 gilt für Kinder ab dem vollendeten sechsten bis zum vollendeten 15. Lebensjahr entsprechend mit der Maß-

gabe, dass die Verwendung einer Mund-Nasen-Bedeckung nach den Vorgaben des § 6 Abs. 4 2. ThürSARS-CoV-

2-IfS-GrundVO ausreichend ist. Darüber hinaus ist jede Person angehalten, insbesondere in geschlossenen Räu-

men in Situationen, in denen ein engerer oder längerer Kontakt zu anderen Personen unvermeidbar ist, eine qua-

lifizierte Mund-Nasen-Bedeckung zu verwenden. 

(3) Qualifizierte Mund-Nasen-Bedeckungen im Sinne dieser Verordnung sind: 
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 1. OP-Masken des Typs II oder II R mit CE-Kennzeichnung, 

 2. FFP2-Masken ohne Ausatemventil, 

 3. FFP3-Masken ohne Ausatemventil oder 

 4. Mund-Nasen-Bedeckungen gemäß den Standards KN95 und N95 jeweils ohne Ausatemventil. 

§ 6 

Veranstaltungen, Zusammenkünfte, Einrichtungen und Angebote 

[…] 

(2) Die folgenden Einrichtungen, Dienstleistungen und Angebote sind für den Publikumsverkehr zu schließen und 

geschlossen zu halten: 

 1. Theater, Opern, Konzerthäuser und ähnliche Einrichtungen, Kinos, 

 […] 

 19. sonstige Angebote, Einrichtungen und Veranstaltungen, die der Freizeitgestaltung und Unterhaltung die-

nen. 

[…] 

(3) Bei Veranstaltungen und Zusammenkünften zu religiösen und weltanschaulichen Zwecken nach § 8 Abs. 1 Satz 

1 Nr. 2 2. ThürSARS-CoV-2-IfS-GrundVO ist der Gemeindegesang untersagt. 

§ 6a 

Infektionsschutz bei Versammlungen 

(1) Versammlungen nach Artikel 8 des Grundgesetzes und Artikel 10 der Verfassung des Freistaats Thüringen sind 

zulässig.  

(2) Bei Versammlungen nach Absatz 1 

 1. muss ein Mindestabstand von 1,5 m zwischen den Teilnehmern oder Dritten durchgängig gewahrt und 

jeder Körperkontakt vermieden werden, 

 2. hat jeder Teilnehmer eine Mund-Nasen-Bedeckung zu verwenden, ausgenommen die Versammlungslei-

tung jeweils während ihrer Durchsagen und der jeweilige Redner während seines Redebeitrags,  

 3. ist die Ansteckungsgefahr auf ein infektionsschutzrechtlich vertretbares Maß zu beschränken, insbeson-

dere indem 

 a) Versammlungen unter freiem Himmel jeweils ortsfest und mit nicht mehr als 500 Personen und 

 b) Versammlungen in geschlossenen Räumen mit nicht mehr als 50 Personen stattfinden dürfen. 

Die anmeldende, anzeigende oder verantwortliche Person muss das Infektionsschutzkonzept nach § 5 2. 

ThürSARS-CoV-2-IfS-GrundVO für 

 1. eine Versammlung unter freiem Himmel mit der Anmeldung, 



9 
 

 

 2. eine Versammlung in geschlossenen Räumen mit der Anzeige der nach § 2 Abs. 3 ThürIfSGZustVO zu-

ständigen Behörde vorlegen und dafür sorgen, dass die Infektionsschutzregeln nach Satz 1, gegebenen-

falls in Verbindung mit Absatz 3, und § 8 Abs. 1 und 3 Satz 1 2. ThürSARS-CoV-2-IfS-GrundVO eingehal-

ten werden. 

(3) Abweichend von der in Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 geregelten Teilnehmerhöchstzahl verringert sich bei einer Über-

schreitung des jeweils maßgeblichen Inzidenzwertes innerhalb von sieben Tagen im örtlichen Zuständigkeitsbe-

reich eines Landkreises oder einer kreisfreien Stadt an fünf aufeinanderfolgenden Tagen die zulässige Teilnehmer-

höchstzahl jeweils 

 1. ab 200 Neuinfektionen auf 100 000 Einwohner 

 a) bei Versammlungen unter freiem Himmel auf 100 Personen und 

 b) bei Versammlungen in geschlossenen Räumen auf 25 Personen, 

 2. ab 300 Neuinfektionen auf 100 000 Einwohner auf 10 Personen; 

Für die Ermittlung des Inzidenzwertes gilt § 3b Abs. 3 Satz 2 entsprechend; die nach § 2 ThürIfSGZustVO zustän-

dige Behörde gibt bei entsprechender Überschreitung der vorbezeichneten Infektionszahlen die dann jeweils gel-

tenden Teilnehmerbegrenzungen ortsüblich bekannt. 

(4) In den Fällen der Absätze 1 bis 3 können im Einzelfall Ausnahmen erteilt werden, wenn dies aus infektions-

schutzrechtlicher Sicht vertretbar ist. 

(5) Unberührt bleiben die versammlungsrechtlichen Befugnisse der nach § 15 der Thüringer Verordnung zur Be-

stimmung von Zuständigkeiten im Geschäftsbereich des Innenministeriums vom 15. April 2008 (GVBl. S. 102) in 

der jeweils geltenden Fassung zuständigen Behörden zum Erlass der erforderlichen Auflagen und Verbote, insbe-

sondere nach den §§ 5, 13 und 15 des Versammlungsgesetzes. 

§ 6c 

Infektionsschutz bei religiösen und weltanschaulichen Veranstaltungen und Zusammenkünften 

(1) Die für die Durchführung von religiösen und weltanschaulichen Veranstaltungen und Zusammenkünften im 

Sinne der Artikel 39 und 40 der Verfassung des Freistaates Thüringen einzuhaltenden Infektionsschutzkonzepte 

nach § 5 Abs. 1 bis 4 2. ThürSARS-CoV-2-IfS-GrundVO müssen eine ständige Wahrung des Mindestabstands 

nach § 1 2. ThürSARS-CoV-2-IfS-GrundVO zwischen den Teilnehmern und die Verwendung einer qualifizierten 

Mund-Nasen-Bedeckung aufgrund des § 5 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 auch am Sitz- oder Stehplatz sicherstellen. § 6a 

Abs. 3 gilt entsprechend. 

(2) Abweichend von § 8 Abs. 3 Satz 2 2. ThürSARS-CoV-2-IfS-GrundVO hat die verantwortliche Person nach § 5 

Abs. 2 2. ThürSARS-CoV-2-IfS-GrundVO Veranstaltungen und Zusammenkünfte nach Absatz 1 mit mehr als zehn 

Personen mindestens zwei Werktage vor deren Beginn der nach § 2 Abs. 3 ThürIfSGZustVO zuständigen Behörde 

anzuzeigen, sofern nicht vor der Anzeige von der oberen Gesundheitsbehörde oder der nach § 2 Abs. 3 ThürIfSG-

ZustVO zuständigen Behörde eine allgemeine Erlaubnis erteilt wurde. 

[…] 



10 
 

 

§ 9  

Arbeitsschutz 

Arbeitgeber im Sinne des § 2 Abs. 3 des Arbeitsschutzgesetzes (ArbSchG) vom 7. August 1996 (BGBl. I S.1246) 

in der jeweils geltenden Fassung sind verpflichtet, soweit die Betriebe nicht nach den Bestimmungen dieser Ver-

ordnung zu schließen sind, ein hohes Niveau des Arbeitsschutzes zum Schutz der Sicherheit und Gesundheit der 

Beschäftigten im Sinne des § 2 Abs. 2 ArbSchG zu gewährleisten. Sie haben die Gefährdungsbeurteilung nach § 5 

ArbSchG und die betriebliche Pandemieplanung unter Beachtung der SARS-CoV-2-Arbeitsschutzregel in der Fas-

sung vom 20. August 2020 (GMBl. Nr. 24 S. 484) anzupassen. Im Rahmen der Überprüfung der Gefährdungsbe-

urteilung und der Ableitung der erforderlichen Maßnahmen hat auch die Anpassung der bestehenden betrieblichen 

Infektionsschutzkonzepte zu erfolgen. Zu den Maßnahmen kann auch die Gewährung von Heimarbeit oder mobi-

lem Arbeiten gehören. 

§ 9a 

Schutz vulnerabler Gruppen in der Pflege, der Eingliederungshilfe und Tagespflegeeinrichtungen 

(1) Besucher und Beschäftigte in Einrichtungen der Pflege, in besonderen Wohnformen für Menschen mit Behin-

derungen in der Eingliederungshilfe nach dem Thüringer Wohn- und Teilhabegesetz (ThürWTG) vom 10. Juni 2014 

(GVBl. S. 161) in der jeweils geltenden Fassung und in sonstigen Angeboten der Eingliederungshilfe nach den §§ 

9 und 10 2. ThürSARS-CoV-2-IfS-GrundVO sind verpflichtet, FFP2-Schutzmasken oder gleichwertige Masken zu 

verwenden. Satz 1 gilt entsprechend für 

 1. Beschäftigte ambulanter Pflegedienste und vergleichbare Selbstständige, wenn sie Menschen im häusli-

chen Umfeld betreuen oder versorgen, sowie 

 2. Personen nach § 9 Abs. 6 2. ThürSARS-CoV-2-IfS-GrundVO und für Personen, die die Einrichtungen nach 

Absatz 1 Satz 1 aus beruflichen Gründen betreten müssen. 

[…] 

§ 12 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Die Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten richtet sich nach §73 IfSG und dem Gesetz über Ordnungswidrigkei-

ten in der Fassung vom 19. Februar 1987 (BGBl. I S. 602) in der jeweils geltenden Fassung. 

(2) Ordnungswidrigkeiten werden nach § 73 Abs. 2 IfSG mit einer Geldbuße von bis zu 25000 Euro geahndet. 

(3) Ordnungswidrig im Sinne des § 73 Abs. 1a Nr. 24 in Verbindung mit den §§ 32, 28 Abs. 1 Satz 1 und 2 und § 

28a IfSG handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

[…] 

 22. entgegen § 6c Abs. 1 Satz 1 als verantwortliche Person in den einzuhaltenden Infektionsschutzkonzepten 

nach § 5 Abs. 1 bis 4 2. ThürSARS-CoV-2-IfS-GrundVO keine ständige Wahrung des Mindestabstands 

nach § 1 2. ThürSARS-CoV-2-IfS-GrundVO zwischen den Teilnehmern und keine Verwendung einer qua-

lifizierten Mund-Nasen-Bedeckung auch am Sitz- oder Stehplatz sicherstellt, 

 23. entgegen § 6c Abs. 1 Satz 2 in Verbindung mit § 6a Abs. 3 auch in Verbindung mit § 6b Abs. 2 Satz 1, 

soweit keine Ausnahme nach § 6b Abs. 2 Satz 2 vorliegt, es als anzeigende oder verantwortliche Person 

unterlässt, dafür Sorge zu tragen, dass Veranstaltungen und Zusammenkünfte mit mehr als den nach § 6a 

Abs. 3 zugelassenen Teilnehmern stattfinden, 
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 24. entgegen § 6c Abs. 2 Halbsatz 1 als verantwortliche Person Veranstaltungen und Zusammenkünfte nach 

§ 6c Abs. 1 mit mehr als 10 Personen nicht mindestens zwei Werktage vor deren Beginn bei der nach § 2 

Abs. 3 ThürIfSGZustVO zuständigen Behörde anzeigt, soweit keine Ausnahme nach § 6c Abs. 2 Halbsatz 

2 vorliegt, 

Ergebnis für Thüringen 

Die Regelungen der „Dritten Sondereindämmungsmaßnahmenverordnung“ (2.2.) wurden verschärft und ihre Gel-

tung wurde bis 14. Februar 2021 verlängert. Kirchliche Veranstaltungen sind als religiösen Zwecken dienende 

Veranstaltungen möglich (Vgl. § 3 Abs. 2 Nr. 2). Ansatzpunkt der Sonderverordnung ist nach ihrem § 2 weiterhin 

eine Verringerung der physischen Kontakte zur Senkung der Ansteckungswahrscheinlichkeit. Im Grundsatz sind 

physische Kontakte auf das unbedingt notwendige Maß zu beschränken. Dies ist auch beim kirchlichen Handeln 

– ungeachtet der rechtlichen Zulässigkeit im Speziellen – zu beachten und erfordert eine Beschränkung auf die 

notwendigsten Veranstaltungen. Deshalb sind vor Ort Beschränkungen auf den notwendigen Teilnehmerkreis, Ver-

kürzung der Veranstaltungsdauer und die Möglichkeiten digitaler Angebote zu prüfen. 

Gottesdienste sind nach § 8 Abs. 1 S. 1 Nr. 2 Grundverordnung (2.1.) zulässig. Die ggf. gesonderten Festlegungen 

auf Landkreisebene können weitergehende Einschränkungen enthalten. Entsprechend der jeweiligen Raum-/Flä-

chengröße ergibt sich unter Beachtung der Abstandsregeln aus der Rundverfügung eine Teilnehmergrenze. Der 

Mindestabstand von 1,5 Metern ist, insbesondere auch etwa durch Bodenmarkierungen bei Aus- und Eingang, 

sicherzustellen. Einzuhalten sind die Infektionsschutzregeln nach den §§ 3–5 der Grundverordnung. Das Infekti-

onsschutzkonzept der Rundverfügung ist das „Gerüst“ für das örtliche Konzept. Ergänzungsbedürftig sind Ausfüh-

rungen zur Raumkapazität bzw. Flächenkapazität unter freiem Himmel unter Beachtung der Abstandsregeln und 

zu den Belüftungsmöglichkeiten. Eine absolute Teilnehmerbegrenzung unabhängig von der Raumgröße tritt nach 

§ 6c Abs. 1 in Verbindung mit § 6a Abs. 3 Sonderverordnung bei hohen Inzidenzwerten im Landkreis ein. Ab einem 

Inzidenzwert von 200 je 100.000 Einwohnern dürfen bei kirchlichen Veranstaltungen maximal 25 Personen (zuzüg-

lich Mitwirkende) teilnehmen. Ab einem Inzidenzwert von 300 je 100.000 Einwohnern ist die Teilnehmerzahl auf 10 

Personen (zuzüglich Mitwirkende) beschränkt. 

Bei Gottesdiensten und religiösen Veranstaltungen ist unabhängig vom Mindestabstand gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 1 Sonderverordnung von mindestens 15jährigen Personen immer eine qualifizierte Mund-Nasen-Bedeckung 

gemäß § 5 Abs. 3 Sonderverordnung zu tragen. Bei jüngeren Personen sind auch andere Mund-Nasen-Bedeckun-

gen zulässig. Dies gilt sowohl für Veranstaltungen in Räumlichkeiten als auch unter freiem Himmel. Die im Gottes-

dienst Handelnden (z. B. PfarrerIn, LektorIn) dürfen die Maske abnehmen, soweit dies für die Tätigkeit notwendig 

ist und der jeweils notwendige Mindestabstand sicher eingehalten werden kann. Entsprechendes gilt bei anderen 

Veranstaltungen oder im Gemeindebüro. 

§ 6c Abs. 2 Sonderverordnung enthält für Veranstaltungen mit mehr als zehn Teilnehmern eine Pflicht zur Anzeige 

des Veranstalters gegenüber der unteren Gesundheitsbehörde. Die Anzeige hat mindestens zwei Tage vor der 

Veranstaltung zu erfolgen. Die untere Gesundheitsbehörde ist der Landkreis bzw. die kreisfreie Stadt. Auf die nä-

heren Erläuterungen hierzu in der Information aus dem Krisenstab vom 26. Januar 2021 wird insoweit verwiesen. 

Die Landeskirche bemüht sich um die „allgemeine Erlaubnis“ nach § 6c Abs. 2 Sonderverordnung und wird diese 

unverzüglich an die Kirchenkreise weitermelden. Ab diesem Zeitpunkt sind Einzelanzeigen dann nicht mehr erfor-

derlich. 

Das gemeinsame Singen von Liedern durch die Gottesdienstgemeinde ist nach § 6 Abs. 3 der Sonderverordnung 

untersagt. Kantorengesang ist – selbstverständlich unter Wahrung der notwendigen Abstände – davon nicht er-

fasst. 
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§ 3b der Sonderverordnung enthält eine nächtliche Ausgangbeschränkung. Ohne triftigen Grund darf die Wohnung 

zwischen 22 Uhr und 5 Uhr nicht verlassen werden. Notwendige seelsorgerliche Besuche sind triftige Gründe in 

Bezug auf die Unterstützung hilfsbedürftiger/Begleitung sterbender Menschen und geschehen in Ausübung einer 

beruflichen Tätigkeit. Ein triftiger Grund ist zwar nach Abs. 2 S. 1 Nr. 12 „die Teilnahme an besonderen religiösen 

Zusammenkünften anlässlich hoher Feiertage“; mangels „hoher Feiertage“ ist die Grenze von 22 Uhr damit im 

Januar/Februar einzuhalten. 

Eine Pflicht zur vorherigen Anmeldung durch die Teilnehmer bei gottesdienstlichen Veranstaltungen – so sinnvoll 

ggf. die Anmeldung zur Vermeidung von Stauungen und Ansammlungen auch ist – enthalten die Grund- und Son-

derverordnung nicht. 

Kirchliche Trauerfeiern zählen zwar auch zu den Veranstaltungen nach § 8 Abs. 1 Nr. 2 Grundverordnung, aller-

dings legt § 3 Abs. 2 Nr. 6 der Sonderverordnung für Beerdigungen eine Gesamtzahl von maximal 15 Personen 

fest. Beschränkungen auf den Familien- und Freundeskreis gibt es darüber hinaus nicht. Es wird empfohlen, bei 

Bedarf die Durchführung von kirchlichen Trauerfeiern mit mehr Personen auf der Grundlage von § 8 Abs. 1 Nr. 2 

Grundverordnung vor Ort mit dem Gesundheitsamt und ggf. mit dem kommunalen Träger abzusprechen. Trauun-

gen sind nicht von der Beschränkung auf 15 Personen erfasst, weil nur die standesamtliche Eheschließung gere-

gelt ist. 

Anwesenheitslisten sind bei kirchlichen Veranstaltungen nach § 8 Abs. 1 S. 2 Grundverordnung nicht vorgeschrie-

ben. 

Die Gemeindekreise sind nur bei einem deutlich darstellbaren Charakter als religiöse Veranstaltung möglich, weil 

sie dann nicht vom Verbot in § 6 Sonderverordnung erfasst werden. Ein Infektionsschutzkonzept für den jeweiligen 

Raum ist vorzuhalten, wobei nach § 3 Abs. 2 Grundverordnung die spezifische Situation des Arbeitsfeldes berück-

sichtigt wird, d. h. insbesondere auch die Regelungen der Verwaltungsberufsgenossenschaft. Konzerte und Mu-

sikunterricht sind untersagt (vgl. § 6 Abs. 2 Sonderverordnung). Angebote zur Freizeitgestaltung oder Unterhaltung 

sind nicht zulässig. Weitergehende Verbote können von den örtlichen Behörden erlassen werden. Diese sind vor 

Ort zu klären.  

Sitzungen der Leitungsorgane sind nach § 8 Abs. 2 Grundverordnung möglich. Sitzungen sind vorrangig digital 

durchzuführen und auf das Notwendigste zu beschränken. 

Seelsorge in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen ist nach § 9 Abs. 6 und § 9a Abs. 6 Grundverordnung auch 

bei einem Infektionsgeschehen in der Einrichtung möglich. Beim Aufenthalt in den Einrichtungen ist das Tragen 

einer FFP2-Schutzmaske erforderlich. 

Die Bußgeldvorschriften in der Sonderverordnung enthalten ab 26. Januar 2021 in § 12 Abs. 3 Nr. 22–24 auch 

Regelungen zu Verstößen im Rahmen von gottesdienstlichen Veranstaltungen. Mit der Umsetzung des angepass-

ten Infektionsschutzkonzeptes ist ein Verstoß gegen Nr. 22 ausgeschlossen. Nr. 23 sanktioniert einen Verstoß ge-

gen die ggf. geltenden absoluten Teilnehmerzahlen. Nr. 24 behandelt Verstöße gegen die Anzeigepflicht bei Ver-

anstaltungen mit mehr als 10 Teilnehmern, sofern keine „allgemeine Erlaubnis“ vorliegt. 


